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1. Teil

Einleitung

A. Einführung in die Problematik

Kriminelle Taten werden angesichts weltweiter Interaktionsmöglichkeiten via
neue Medien, steigender Tätermobilität und Internationalisierung von Geschäfts-
tätigkeiten in zunehmendemMaße grenzüberschreitend begangen.1 Für die von einer
grenzüberschreitenden Tat betroffenen Staaten stellt sich die Frage, ob und in
welchem Umfang sie ihren Strafanspruch auf solche Taten erstrecken. Die Frage
birgt erhebliches Konfliktpotenzial. Aus nationaler Sicht mag einerseits das Be-
dürfnis bestehen, die Tat zum Zwecke des Rechtsgüterschutzes der nationalen
Strafgewalt zu unterwerfen. Andererseits kann eine extensive Strafgewaltprokla-
mation insb. für Beschuldigte und andere von der Tat betroffene Staaten als Straf-
gewaltanmaßung erscheinen. Proklamierten mehrere Staaten Strafgewalt, würde der
Täter mit unterschiedlichen – möglicherweise gar nicht gleichzeitig erfüllbaren –
Verhaltensanforderungen konfrontiert und sähe sich ggf. mehrfacher Strafverfol-
gung durch Strafverfolgungsbehörden verschiedener Staaten ausgesetzt. Zwischen
den Strafgewalt beanspruchenden Staaten käme es zu Souveränitätskonflikten.

In besonders drastischer Weise offenbart sich diese Konfliktlage im Bereich der
Internetverbreitungskriminalität. Das Internet ermöglicht es Tätern, illegale Inhalte –
beispielsweise volksverhetzender, kinderpornografischer oder beleidigender Art –
ohne großen Aufwand einem weltweiten Adressatenkreis zugänglich zu machen.
Sollte ein Staat die bloße Abrufbarkeit der nach seinem Recht illegalen Inhalte auf
seinem Territorium zum Anlass nehmen, Strafgewalt auf die Tat zu erstrecken,
implizierte das notwendigerweise einen weltweiten Bewertungsanspruch2 und die
Proklamation einer weltweiten Strafverfolgungszuständigkeit im Bereich der In-
ternetverbreitungskriminalität. Ganz abgesehen von dem nicht realisierbaren Er-
mittlungsaufwand für nationale Strafverfolgungsbehörden geriete eine derart weite
Strafgewaltausdehnung vor allem in Konflikt mit den Souveränitätsinteressen an-
derer – möglicherweise deutlich intensiver – von der Tat betroffener Staaten und
bürdete Internetnutzern weltweit deutsche Verhaltensanforderungen auf. Anderer-
seits hätte ein Strafgewaltverzicht – etwa zugunsten desjenigen Staates, in dem der
Täter die Inhalte nach dortigem Recht legal ins Internet eingestellt hat –, zur Folge,
dass der Schutzzweck des einschlägigen nationalen Straftatbestandes, rechtswidrige

1 Böse/Meyer, ZIS 2011, S. 336 ff. (336); Weißer, in: Böse (Hrsg.), EnzEuR, § 9 Rn. 1.
2 Begrifflichkeit nach Hecker, EuStR, 2 Rn. 3.



Inhalte zum Zwecke des Rechtsgüterschutzes einzudämmen, im Bereich der Inter-
netkriminalität weitgehend neutralisiert würde. Internetnutzern würde die Mög-
lichkeit eröffnet, für sie nachteilhafte strafbewehrte Verhaltensanforderungen da-
durch zu umgehen, dass sie ihre Inhalte von einem Staat aus ins Internet einstellen, in
dem ihr Verhalten nicht pönalisiert wird.

Eine brisante, populäre Erscheinungsform globaler Internetverbreitungskrimi-
nalität, bei der das Internet als Instrument zur Umgehung nachteiligen nationalen
Rechts eingesetzt wird, bilden virtuelle Offshore-Glücksspielangebote. In
Deutschland ist das Veranstalten von öffentlichenGlücksspielen im Internet gem. § 4
Abs. 4 des Glücksspielstaatsvertrages i. d.F. vom 15.12.2011 (GlStV 2012)3 ver-
boten. Behördliche Erlaubnisse zur Veranstaltung derartiger Spiele werden an rein
private Anbieter mittlerweile4 grundsätzlich5 nicht mehr erteilt. § 284 Abs. 1 StGB
stellt das Veranstalten eines öffentlichen Glücksspiels ohne behördliche Erlaubnis
sowie das Halten eines solchenGlücksspiels und das Bereitstellen vonEinrichtungen
hierzu unter Strafe. Für Fälle der gewerbs- oder bandenmäßigen Begehung ist die Tat
in § 284 Abs. 3 StGB qualifiziert. In § 284 Abs. 4 StGB wird die Glücksspielwer-
bung pönalisiert.

Anbieter virtueller Glücksspiele bieten ihre Spiele – wohl wissend um die für sie
nachteilhafte Rechtslage in StaatenwieDeutschland – i. d.R. von solchen Staaten aus
an, in denen sie virtuelle Glücksspiele, ohne hoheAnforderungen erfüllen zumüssen,
nach dortiger Rechtslage legal weltweit anbieten können.6Beliebte – auch steuerlich
attraktive7 – Standorte sind beispielsweise Antigua & Barbuda, Belize, Costa Rica,
Gibraltar, die Isle of Man, Kahnawake, Malta oder die Niederländischen Antillen.8

3 Staatsvertrag zum Glücksspielwesen in Deutschland vom 15.12.2011. Mittlerweile
entfaltet der GlStV 2012 in allen Bundesländern Wirkung, nachdem er am 9.2.2013 auch in
Schleswig-Holstein in Kraft trat, vgl. GVOBl. Schl.-H. 2013, S. 97. Zuvor galt dort das Gesetz
zur Neuordnung des Glücksspiels in Schleswig-Holstein (Glücksspielgesetz SH) vom 20.10.
2011, GVOBl. Schl.-H. 2011, S. 280, das eine liberalere Glücksspielregulierung vorsah als der
GlStV 2012, vgl. hierzu Riege, in: Streinz/Liesching/Hambach, GlüG SchlH.

4 Das Glücksspielgesetz SH sah in § 5 die Erteilung von Glücksspiellizenzen auch an
Online-Casino-Betreiber vor, vgl. hierzu Riege, in: Streinz/Liesching/Hambach, §§ 4, 5 GlüG
SchlH; zu den mit der zeitweise widersprüchlichen Glücksspielregulierung in den Bundes-
ländern einhergehenden Rechtsproblemen vgl. Bolay/Pfütze, in: Streinz/Liesching/Hambach,
§ 10a GlüStV, Rn. 12 ff.

5 Eine an enge Voraussetzungen geknüpfte Ausnahme besteht insb. im Bereich der Online-
Sportwetten, vgl. § 4 Abs. 5 GlStV 2012.

6 Dietlein/Woesler, K&R 2003, S. 458 ff. (459);Duesberg, JA 2008, S. 270 ff. (270); ders./
Buchholz, NZWiSt 2015, S. 16 ff. (16).

7 Vgl.Devaney, I&CTL, Vol. 18, No. 3, October 2009, S. 273 ff. (274 f.);Dietlein/Woesler,
K&R 2003, S. 458 ff. (459).

8 Vgl. Devaney, I&CTL, Vol. 18, No. 3, October 2009, S. 273 ff. (278); Dietlein/Woesler,
K&R 2003, S. 458 ff. (459); Oelbermann, in: Becker (Hrsg.), S. 1 ff. (5); Wood/Williams, in:
Smith/Hodgins/Williams (Hrsg.), S. 491 ff. (492 ff.). Eingehend zu einzelnen nationalen Re-
gulierungsansätzen Schweizerisches Institut für Rechtsvergleichung, International verglei-
chende Analyse des Glücksspielwesens, Teil Zwei, Rechtswissenschaftliche Studie, S. 27 ff.
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Das Angebot kann in nahezu9 allen Staaten der Welt via Internet wahrgenommen
werden. Auch in Deutschland kann aus einem mittlerweile unüberschaubaren An-
gebot von aus ausländischen Rechtsoasen angebotenen Online-Glücksspielen ge-
wählt werden.

Aus Sicht der Bundesrepublik Deutschland mag in diesen Fällen einerseits ein
Bedürfnis bestehen, die zum Angebot der Spiele führenden Machenschaften der
Glücksspielanbieter der deutschen Strafgewalt zu unterwerfen, um mit der dro-
henden Bestrafung samt Abschöpfung etwaig erzielter Gewinne (vgl. §§ 286 Abs. 1,
73d StGB, erweiterter Verfall) den von § 284 StGB bezweckten Rechtsgüterschutz
gewähren zu können. Andererseits bedeutete eine pauschale Erstreckung deutscher
Strafgewalt auf sämtliche virtuelle Offshore-Glücksspielangebote weltweit eine in
die Souveränität ausländischer Tatortstaaten eingreifende Strafgewaltanmaßung, die
Glücksspielanbieter auf der ganzen Welt mit in spezifisch deutschen Wertent-
scheidungen wurzelnden glücksspielstrafrechtlichen Verhaltensmaßstäben kon-
frontierte.

Ob grenzüberschreitende Sachverhalte wie das Anbieten virtueller Offshore-
Glücksspiele der deutschen Strafgewalt unterliegen, richtet sich nach dem in §§ 3 ff.
StGBnormierten Strafanwendungsrecht. Von primärer Bedeutung ist das in § 3 StGB
normierte Territorialitätsprinzip, wonach deutsches Strafrecht für Taten gilt, die im
Inland begangen werden. Gem. § 9 Abs. 1 StGB ist eine Tat u. a. „an jedem Ort
begangen, an dem der Täter gehandelt hat […] oder an dem der zum Tatbestand
gehörende Erfolg eingetreten ist“. In welchem Umfang deutsche Strafgewalt über
§§ 3, 9 Abs. 1 StGB zumTragen kommt, hängt vor allem von demVerständnis des in
§§ 3 und 9 Abs. 1 StGB verwendeten Begriffs „Tat“ ab.

Die Auslegung der §§ 3 ff. StGB im Hinblick auf Fälle grenzüberschreitender
(Internet-)Kriminalität im Allgemeinen sowie die Subsumtion von Fällen virtueller
Offshore-Glücksspielangebote im Besonderen bereiten der Rechtspraxis und -wis-
senschaft erhebliche Schwierigkeiten. Die bisherige Diskussion ist – trotz einer
mittlerweile breiten wissenschaftlichen Auseinandersetzung mit der Anwendbarkeit
deutschen Strafrechts im Bereich der Internetkriminalität10 – von Unsicherheit und
Lückenhaftigkeit geprägt. Der grundsätzlichen Frage, inwiefern dem Tatbegriff in
§§ 3 und 9Abs. 1 StGBEinfluss auf die Reichweite deutscher Strafgewalt zukommt,
wurde bislang nur oberflächlich11 nachgegangen. Im Hinblick auf die speziellere

9 Eine Ausnahme bilden die USA. Aufgrund der repressiven US-amerikanischen Online-
Glücksspielregulierung nehmen Online-Glücksspielveranstalter den US-amerikanischen
Markt häufig von ihrem Angebotskreis aus, siehe hierzu 2. Teil B.

10 Vgl. z.B. Cornils, JZ 1999, S. 394 ff.; Dombrowski, passim; Heinrich, in: FS Weber,
S. 91 ff.; Hilgendorf, NJW 1997, S. 1873 ff.; Jofer, passim; Lehle, passim; Sieber, NJW 1999,
S. 2065 ff.; Weigend, in: Hohloch (Hrsg.), S. 85 ff.

11 Bislang existiert zum Thema ein Aufsatz von Walther, JuS 2012, S. 203 ff., sowie kur-
sorische Ausführungen von Ambos, IntStR, § 1 Rn. 23 f.; Böse, in: NK-StGB, Vor § 3 Rn. 52,
und Werle/Jeßberger, in: LK-StGB, Vor § 3 Rn. 314 ff. Alle weiteren Ausführungen be-
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